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Feststellung gemäß § 5 UVPG 

(K+S Minerals and Agriculture GmbH, Werk Sigmundshall) 
 

Bekanntgabe des LBEG vom 17.11.2020 
 

- L1.4/L67007/03-08_02/2020-0019 - 
 
 
die Firma K+S Minerals and Agriculture GmbH plant eine Anbindung zum Schacht Kolen-
feld des Werkes Sigmundshall für den Transport salzhaltiger Wässer u. a. von den Halden 
Bergmannssegen und Friedrichshall. 
 
Die zu transportierenden Wässer werden für die planmäßige Flutung des Bergwerkes 
Sigmundshall benötigt, welches Ende 2018 die Produktion eingestellt hat. 
 
Dafür beabsichtigt die K+S Minerals and Agriculture GmbH, am Hafen Wunstorf-Kolenfeld 
auf dem Betriebsgelände der AGRAVIS die für den Umschlag der Wässer benötigten An-
lagen zu errichten. Die Weiterleitung der Wässer zum Schacht Kolenfeld soll über eine 
erdverlegte Leitung erfolgen. 
 
Der Standort der Schiffsentladung und der Rohrleitungsanlage befindet sich auf dem Ge-
biet der Gemeinde Wunstorf in der Region Hannover. 
 
Gemäß § 1 Nr. 6 der UVP-V Bergbau ist für Wassertransportleitungen zum Fortleiten von 
Wässern aus der Tagebauentwässerung oder Leitungen zum Fortleiten von salzhaltigen 
Wässern aus der Gewinnung und Aufbereitung von Kali- und Steinsalz einschließlich sol-
cher aus Kalihalden, die den Bereich des Betriebsgeländes überschreiten, mit einer Länge 
von 2 km bis weniger als 25 km außerhalb des Betriebsgeländes auf Grund einer stand-
ortbezogenen Vorprüfung des Einzelfalls zu ermitteln, ob für das Vorhaben eine UVP-
Pflicht besteht. 
 
Dazu hat die Vorhabenträgerin Unterlagen für die Durchführung einer standortbezogenen 
Vorprüfung gemäß Anlage 2 UVPG vorgelegt. 
 
Diese nach den Vorgaben der Anlage 3 UVPG vorgenommene Vorprüfung hat ergeben, 
dass eine Umweltverträglichkeitsprüfung für das o. g. Vorhaben nicht erforderlich ist. 
 
Die einzelnen Gründe für die Entscheidung können im anliegenden Prüfvermerk eingese-
hen werden. 
 
Diese Feststellung wird hiermit öffentlich bekannt gegeben. Sie ist nach § 5 Abs. 3 UVPG 
nicht selbständig anfechtbar. 
 


